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Am Sitz des Sekretariats des Rah-
menübereinkommens der Verein-
ten Nationen über Klimaänderun-

gen (United Nations Framework Con- 
vention on Climate Change – UNFCCC) 
in Bonn kamen vom 6. bis 18. Novem-
ber 2017 verschiedene Gremien unter dem 
Vorsitz von Fidschi zusammen. Da es 
dort keine geeigneten Tagungsmöglich-
keiten für derartige Großkonferenzen 
gibt, musste man an den Rhein auswei-
chen. Auch das Bonner ›World Confe-
rence Center‹ war dafür zu klein, sodass 
der größte Teil des parallel zu den Ver-
handlungen stattfindenden Veranstal-
tungsprogramms in eine eigens errichtete 
Zeltstadt in der Bonner Rheinaue ausge-
lagert werden musste. Neben der 23. Ver-
tragsstaatenkonferenz (Conference of 
Parties – COP-23) des UNFCCC fand 
das 13. Treffen der Vertragsstaatenkon-
ferenz des Kyoto-Protokolls statt und 
tagten die 2. Vertragsstaatenkonferenz des 
Übereinkommens von Paris über Klima-
änderungen sowie andere Foren. Mehr 
als 16 000 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer kamen nach Bonn, darunter 9200 
Regierungsvertreterinnen und -vertreter.

Wie schon im Vorjahr war auch die 
COP-23 eine Arbeitskonferenz mit einer 
relativ geringen Medienwirkung. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass sie unwich-
tig war. 31 Beschlüsse, darunter 24 un-
ter dem UNFCCC und sieben zum Kli-
maübereinkommen von Paris, waren das 
Ergebnis. Zentraler Verhandlungsgegen-
stand war die Ausgestaltung der Umset-
zungsregeln des Übereinkommens, das ab 
dem Jahr 2020 in Kraft treten wird. Es 
ging sowohl um Klimaschutzmaßnah-
men, die bereits vor dem Jahr 2020 zu 
treffen und für die Entwicklungsländer 
wichtiger Teil des Übereinkommens sind, 
als auch um Schritte, die für die Umset-
zung ab dem Jahr 2020 relevant sind. 
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Allerdings blieben wichtige Fragen of-
fen und wurden auf die COP-24 im pol-
nischen Kattowitz im Dezember 2018 
vertagt.

Unzureichende 
Selbstverpflichtungen

Bis dahin sind vor allem für die wich-
tigsten Treibhausgas-Verursacherstaaten 
einige Maßnahmen durchzuführen. Für 
das Ziel des Klimaübereinkommens von 
Paris, die globale Temperaturerwärmung 
auf 1,5°C zu begrenzen, reichen die bis-
herigen nationalen Reduktionsverpflich-
tungen (Intended Nationally Determined 
Contribution – INDCs) im Rahmen des 
Ambitionsmechanismus bei weitem nicht 
aus. Bei diesem Mechanismus geht es 
um Richtlinien zur Vergleichbarkeit der 
Klimabeiträge der einzelnen Staaten und 
zur regelmäßigen Erhöhung der Klima-
ziele. Um diese Ambitionslücke anzu-
gehen, wurde in Bonn der sogenannte 
›Talanoa‹-Dialogprozess beschlossen. Da-
mit ist eine Gesprächs- und Verhand-
lungstradition der Südseeinseln gemeint, 
bei dem alle gleichberechtigt zu Wort 
kommen, um ein gemeinsames Problem 
zu lösen. Mit ihm wird die erste Nach-
besserungsrunde der nationalen Klima-
pläne bis zum Jahr 2020 mit dem Ziel 
eingeläutet, dass sich die Staaten wäh-
rend der COP-24 im Jahr 2018 zu höhe-
ren Anstrengungen bereit erklären. Ge-
nau das steht aber außerhalb der Klima-
verhandlungen derzeit in kaum einem 
Land wirklich auf der innenpolitischen 
Tagesordnung. 

Für die anstehenden Gespräche über 
eine Erhöhung des bisherigen Ambitions-
niveaus ab dem Jahr 2023 kann das 
›Talanoa‹-Format sicherlich hilfreich sein, 
um offene Fragen zu diskutieren. In die-

sem Fall wäre das gemeinsame Problem 
die noch nicht vereinbarten weiteren 
Maßnahmen, um den Klimawandel auf 
1,5°C zu begrenzen. Mit den Bonner Be-
schlüssen ist zumindest das Verfahren 
auf den Weg gebracht, um in fünf Jahren 
zu den entsprechenden Vereinbarungen 
zu kommen. Die aktuelle fidschianische 
und kommende polnische Präsidentschaft 
müssen dies jetzt umsetzen. 

Kaum Verständigung 
auf Umsetzungsregeln

Aber auch im Rahmen der bereits ver-
einbarten Klimaschutzmaßnahmen gibt 
es noch einiges zu klären. Damit das 
Klimaübereinkommen von Paris Wirkung 
entfaltet, müssen sich die Staaten noch 
auf detaillierte Umsetzungsregeln ver-
ständigen. Bereits im Vorjahr hatte sich 
abgezeichnet, dass dies alles andere als 
einfach werden würde. Nach der COP-23 
liegt jetzt ein erster, 266 Seiten langer 
Textentwurf mit zahlreichen Klammern, 
Optionen und ohne klare Linie vor. Sie 
zeigen bisher vor allem eines: Die Posi
tionen der Verhandlungspartner liegen 
noch sehr weit auseinander. Ein Haupt-
problem ist dabei vor allem, die Vergleich-
barkeit und Transparenz zwischen den 
jeweiligen nationalen Klimaaktionsplä-
nen und ihrer tatsächlichen Umsetzung 
sicherzustellen.

Schaut man sich die in Bonn bespro-
chenen Hauptkontroversen an, können 
einem allerdings Zweifel kommen, wie 
erfolgversprechend der Versuch ist, der-
art detaillierte Bestimmungen in einem 
globalen Konsens aller Staaten auszu-
handeln. Wenn etwa über Format und 
Umfang der Berichte zu national festge-
legten Klimaziele sowie auch der Berich-
te über Anpassung zwei Wochen lang 
ohne greifbares Ergebnis verhandelt wird 
und die Zusammenstellung der unter-
schiedlichen Vorstellungen der Länder 
ganze 180 Seiten umfasst, dann kommt 
die Frage auf, ob man auf diese Weise 
wirklich den Klimawandel aufhalten 
kann. Die Entwicklungsländer forder-
ten, dass für sie keine zusätzliche Bürde 
durch die Berichtserstellung entstehen 
dürfe. Allerdings blieb die Frage unbe-
antwortet, wie das im Detail funktio-
nieren soll. 
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Offene Finanzierungsfragen

Etwas handfester war der Themenkom-
plex der Finanzierungsleistungen für 
Klimaschutz und -anpassung für Ent-
wicklungsländer. Laut dem Klimaüber-
einkommen von Paris sollen die Indust-
rieländer alle zwei Jahre Angaben zur 
Höhe ihrer geplanten Beiträge machen. 
Genau diese Klarheit forderten die Ent-
wicklungsländer nun ein, aber sie beka-
men sie nicht. Stattdessen hielt man sich 
mit langwierigen Verfahrensfragen auf, 
unter welchen Tagesordnungspunkten 
und in welchen Untergremien und ge-
mäß welcher Modalitäten diese Diskus-
sionen überhaupt stattfinden sollen. Die 
Fortschritte blieben eher minimal, her-
ausgekommen ist eine informelle Erklä-
rung (›informal note‹), in der der Stand 
der Diskussion und die Standpunkte der 
beteiligten Staaten zusammengefasst 
sind – im Kern war dieses Ergebnis eine 
Vertagung. Strittig ist neben diesen Ver-
fahrensfragen auch die Zukunft und Rolle 
des Anpassungsfonds unter dem Klima-
übereinkommen von Paris. Zu diesem 
Themenkomplex werden in den nächs-
ten Jahren noch heftige Kontroversen er-
wartet. Die von den Industrieländern bis 
zum Jahr 2020 jährlich versprochenen 
100 Milliarden US-Dollar sind noch kei-
neswegs gesichert und die für die COP-23 
in Bonn erhoffte Klarstellung blieb aus. 
Das Klimaübereinkommen von Paris 
sieht vor, dass ab dem Jahr 2025 ein neu-
es globales Klimafinanzierungsziel be-
schlossen werden soll. Klar ist dafür bis-
her so gut wie nichts – weder prozedural 
noch inhaltlich. Mit hoher Wahrschein-
lichkeit werden diese Gelder nicht mehr 
allein von den traditionellen Geberlän-
dern erbracht werden.

Fortschritte in 
anderen Bereichen

Mangels anderer greifbarer Fortschritte 
in den Kernbereichen des UN-Klimapro-
zesses setzte die fidschianische Präsi-
dentschaft andere Akzente. So wurde in 
Bonn der erste Aktionsplan für die Gleich-
stellung der Geschlechter (›Gender Ac-
tion Plan‹) der UNFCCC verabschiedet, 
mit der die »systematische Einbindung« 
von Geschlechtsaspekten in die Umset-

zung des Klimaübereinkommens von Pa-
ris und die gleichberechtigte Teilnahme 
von Frauen in den Klimaverhandlungen 
beschlossen wurde. Da aber die Art und 
Weise der Umsetzung des Abkommens na-
tionalen Aktionsplänen unterliegt, bleibt 
die Frage, was die konkreten Auswirkun-
gen solcher Beschlüsse wirklich sein wer-
den. Ähnliches gilt für das erste Treffen 
der bereits in Paris im Jahr 2015 verein-
barten Plattform für Indigene Völker in 
den Klimaverhandlungen. Sie soll die 
Sichtweise indigener Völker und deren 
traditionelles Wissen stärker in die Ver-
handlungen einbringen, aber kein Ver-
handlungsgremium sein. Mit der ›Ocean 
Pathway‹-Initiative will Fidschi an an-
dere UN-Prozesse zum Meeresschutz an-
knüpfen. 

Am Rande der offiziellen COP-23- 
Verhandlungen wurde auf Initiative Groß-
britanniens, Kanadas und den Marshall-
inseln eine Anti-Kohleallianz (›Powering 
Past Coal Alliance‹) gegründet. Ihre etwa 
20 Mitglieder verpflichten sich, bis zum 
Jahr 2030 vollständig aus der Kohlever-
stromung auszusteigen. Neben den Ini-
tiatoren sind an der Allianz unter anderem 
Frankreich, Finnland, Italien, Mexiko, 
Neuseeland und mehrere US-Bundes-
staaten beteiligt, aber kein Land, in dem 
Kohle heute noch eine relevante Rolle im 
Energiemix spielt. Manche dieser Staa-

ten hatten ähnliche Ankündigungen aller-
dings schon des Öfteren gemacht, so etwa 
auch bei der COP-22 im Jahr 2016.

Unterschiedliche Auffassungen 
bleiben bestehen

 
Die Klimaschutzverhandlungen in Bonn 
haben gezeigt, dass das Klimaüberein-
kommen von Paris eine durchaus fragile 
Balance zwischen unterschiedlichen In-
teressen ist und dementsprechend auch 
seine konkrete Umsetzung verschieden-
artig interpretiert wird. Konflikte sind 
schon dadurch angelegt, dass in Paris 
längst nicht alle notwendigen Maßnah-
men vereinbart wurden. Wer sie einfor-
dert, wird jedoch vor allem von den 
Haupt-Emissionsländern rasch mit der 
Mahnung konfrontiert, sich an das Man-
dat des Abkommens zu halten, statt es 
zu erweitern. Dieser im Abkommen ange-
legte Konflikt wird noch viele UN-Klima-
schutzkonferenzen dominieren.

Jürgen Maier
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Jürgen Maier über die Klimarahmen-
konvention, das Kyoto-Protokoll  
und das Pariser Klimaabkommen,  
VN, 1/2017, S. 34f., fort.)

Während der Eröffnungsveranstaltung der Klimakonferenz in Bonn sprach der zwölfjährige  
Timoci Naulusala über die Auswirkungen des Klimawandels auf sein Heimatland Fidschi. Neben 
ihm sind Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier (l.), der Premierminister Fidschis Frank 
Bainimarama (2.v.r.) und UN-Generalsekretär António Guterres (r).   FOTO: BMUB/MICHAEL GOTTSCHALK


